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Prufbericht der Arbeitsgruppe

Aufgabenbereich Energie

1. Ist-Zustand

Grundséatzlich gibt es im Energiebereich nur wenige (relevante) Kompetenz- und/oder Fi-
nanzierungsverflechtungen. Ausnahmen bilden folgende Gesetze resp. Programme:

- Bundesgesetz Uber subsidiare Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer Unter-
nehmen der Elektrizitatswirtschaft (FIREG bzw. «Rettungsschirm»)

- Swissgrid (Art. 18 — 20 StromVG)

- Pronovo (Art. 64 — 66 EnG)

- Gebaudeprogramm (Art. 34 CO2-Gesetz, Art. 47 ff. EnG) und Impulsprogramm
(Art. 50a EnG)

- EnergieSchweiz (Art. 47, 48 und 50 EnG)

1.1. Regelungskompetenz

Bund und Kantone setzen sich gemeinsam fir eine sichere, diversifizierte, wirtschaftli-
che und umweltvertragliche Energieversorgung sowie flir einen sparsamen Energiever-
brauch ein (Art. 89 Abs. 1 BV). Der Bund legt Grundsatze fest tUber die Nutzung einhei-
mischer und erneuerbarer Energien und Uber den sparsamen und rationellen Energie-
verbrauch (Art. 89 Abs. 2 BV). Er erlasst Vorschriften tiber den Energieverbrauch von
Anlagen, Fahrzeugen und Geraten (Art. 89 Abs 3 BV). Darlber hinaus hat der Bund im
Bereich der Kernenergie (Art. 90 BV), der Stromversorgung und der Elektrizitat (Art. 91
Abs. 1 BV) und des Gas- und Rohrleitungsrechts (Art. 91 Abs. 2 BV) jeweils umfas-
sende Kompetenzen. Die Kantone verfiigen Uber die Wasservorkommen (Art. 76 Abs. 4
BV) und regeln den Energieverbrauch von Gebauden (Art. 89 Abs. 4 BV).




1.2. Heutige Aufgabenerfullung

Rettungsschirm

Das FiREG (Finanzhilfenregelung fir systemkritische Unternehmen) wurde als Reaktion
auf die Verwerfungen an den Strombérsen wahrend der Energiekrise 2022-2023 einge-
fuhrt, um Liquiditatsengpasse bei Unternehmen in der Elektrizitatswirtschaft zu vermei-
den. Der Rettungsschirm ist bis Ende 2026 befristet und soll durch eine ordentliche Ge-
setzgebung abgel6st werden, um Liquiditatsengpasse bei EVUs klnftig zu verhindern
(BURS, BCM, BATE).

Swissgrid AG

Die Swissgrid AG ist als nationale Netzgesellschaft verantwortlich fir den zuverlassigen
Betrieb des Ubertragungsnetzes als Grundlage fiir eine sichere Stromversorgung. Ob-
wohl sie einen o6ffentlichen Auftrag erfillt und der Aufsicht der EICom untersteht (geméass
StromVG), muss ihr Kapital direkt oder indirekt mehrheitlich im Besitz von Kantonen und
Gemeinden sein (heute: 2/3 der Aktien gehéren den Stromkonzernen BKW und Axpo).

Pronovo AG

Der Bund unterstitzt im Rahmen seiner Energiestrategie den Bau neuer Energieproduk-
tionsanlagen uber den von den Konsumenten finanzierten Netzzuschlag. Die Pronovo
AG, eine Tochtergesellschaft der Swissgrid AG unter Aufsicht des BFE, erhebt diesen
Zuschlag, legt ihn im Netzzuschlagsfonds an, der vom UVEK verwaltet wird, und wickelt
den Grossteil der Subventionen ab.

Gebaude- und Impulsprogramm

Das Gebaudeprogramm von Bund und Kantonen unterstutzt Eigentimer/-innen bei
Massnahmen zur Reduktion von Energieverbrauch und CO,-Ausstoss in Gebauden. Je-
der Kanton verflgt Gber ein eigenes Foérderprogramm auf Basis des Harmonisierten For-
dermodells (HFM) und legt selbst fest, welche Massnahmen geférdert werden. Die Kan-
tone bearbeiten die Gesuche und zahlen Beitrage aus, wahrend der Bund die rechtli-
chen Vorgaben Uberwacht.

Seit 2025 fordert der Bund im Rahmen des Impulsprogramms den Ersatz fossiler und
elektrischer Widerstandsheizungen durch erneuerbare Warmeerzeugung sowie Effizienz-
massnahmen. Der Bundesrat legt die Einzelheiten fest, wahrend die Kantone den Vollzug
uber die Strukturen des Gebaudeprogramms sicherstellen. Inhaltlich ist das Impulspro-
gramm eng mit dem Gebaudeprogramm verknlpft und wurde in Abstimmung mit den
Kantonen auf Verordnungsebene ausgestaltet. Die Kantone haben jedoch nur begrenzte
Gestaltungsspielrdume und mussen die Férdermassnahmen weitgehend verpflichtend
umsetzen.

EnergieSchweiz

EnergieSchweiz ist das Programm des Bundes zur Foérderung freiwilliger Massnahmen
fur mehr Energieeffizienz und erneuerbare Energien. Es unterstitzt Projekte, informiert
Bevoélkerung und Zielgruppen, bietet Beratung sowie Qualitatssicherung und férdert die
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Aus- und Weiterbildung von Fachkraften. Der aktuelle Auftrag 2021-2030 wurde 2018
vom Bundesrat beschlossen. Enge Kooperationen bestehen insbesondere mit den Kan-
tonen bei Forderprojekten fir Gemeinden und Informationskampagnen fir private Haus-
halte im Gebaudebereich.

1.3. Finanzierung

Rettungsschirm

Der Bund sieht mit dem Rettungsschirm eine finanzielle Absicherung fur systemkritische
Unternehmen in Form eines Kreditrahmens von bis zu 4 Milliarden Franken vor. Die Kan-
tone erstatten dem Bund die Halfte von allfalligen Verlusten. Bis jetzt wurden keine Kredite
ausbezahlt.

Swissgrid AG

Die Swissgrid AG wird hauptsachlich Gber Geblihren finanziert, die auf den Netznutzungs-
tarifen basieren. Diese Tarife werden von den Stromkonsument/-innen erhoben.

Pronovo AG

Die Pronovo AG wird hauptsachlich durch den Zuschlag auf den Strompreis finanziert,
den alle Endverbrauchenden zahlen.

Gebaudeprogramm und Impulsprogramm

Das Gebaudeprogramm wird durch Mittel aus der CO,-Abgabe sowie durch kantonale
Kredite oder seltener durch kantonale Energieabgaben finanziert. Das Impulsprogramm
wird durch allgemeine Bundesmittel finanziert.

EnergieSchweiz

EnergieSchweiz wird aus dem Bundeshaushalt finanziert. EnergieSchweiz verfugte
2025 uber ein Budget von rund CHF 43 Mio. Die Halfte davon wird flr Beschaffungen
aufgewendet, die andere Halfte fir die Subvention von Projekten. Das Volumen der im
Rahmen des Entflechtungsprojektes tUberpriften Forderprojekte bei den Gemeinden
und Informationskampagnen fur Private im Gebaudebereich bewegte sich in den ver-
gangenen Jahren in der Gréssenordnung von rund CHF 5 Mio. jahrlich.

1.4. Herausforderungen

Rettungsschirm

Aus Sicht der Bundesvertreterinnen ist das FIREG im Hinblick auf die Entflechtung inso-
fern relevant, als sich die meisten Schweizer EVUs grossmehrheitlich (direkt oder indi-
rekt) im Eigentum der Kantone oder Gemeinden befinden. Grundsatzlich ist es Aufgabe
der Eigentimer, ihre Unternehmen vor llliquiditat zu schiutzen. Insofern verletzt der Ret-
tungsschirm aus Sicht der Bundesvertreterinnen das Prinzip der fiskalischen Aquiva-
lenz.
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Aus kantonaler Sicht ist zwischen der Aufgabenteilung im foderalen System und den Ei-
gentumerstrukturen zu unterscheiden. Die Versorgungssicherheit hangt von unterschied-
lichen (nationalen und internationalen) Faktoren ab, die unabhangig der Eigentimerstruk-
tur gelten. Die grossten EVUs sind als eigenstandige Aktiengesellschaften organisiert. Sie
unterliegen dem Obligationen- resp. Aktienrecht und verschiedenen Bundesgesetzen
(StromVG, FiREG etc.) und nehmen ihre Aufgaben unabhangig ihrer Eigentimerstruktur
wahr. Es kann kein Ruckschluss der Projektziele (staatliche Aufgabenerfullung und -fi-
nanzierung nach den Grundséatzen der Subsidiaritat und der fiskalischen Aquivalenz) auf
die Eigentimerstruktur gemacht werden.

Der Bundesrat hat im Mai 2025 beschlossen, das FIREG zu verlangern, um sich und dem
Parlament Zeit fiir eine Uberarbeitung der Anforderungen an systemkritische EVUs zu
verschaffen. Die EnDK begrusst diese beiden Vorhaben. Angesichts der Komplexitat die-
ser Uberpriifung hat das UVEK eine Expertengruppe eingesetzt. Dariiber hinaus ist eine
Aussprache mit der EnDK resp. den Eignerkantonen geplant. Das UVEK wird den Ge-
samtbundesrat Mitte 2026 Uber die Ergebnisse seiner Prifungen und das weitere Vorge-
hen zur Ablésung des FIREG informieren. Vor diesem Hintergrund erachtet die Arbeits-
gruppe eine zuséatzliche Uberpriifung des Rettungsschirms im Rahmen des Projekts «Ent-
flechtung 27» als nicht angezeigt.

Swissgrid AG

Trotz gesetzlicher Vorgaben stellen sich aus Bundessicht Fragen im Hinblick auf die
Steuerung und potenzielle Interessenkonflikte. Aus kantonaler Sicht ist die Frage der
Aufgabenerfillung im féderalen System mit der Eigentimerstruktur von Swissgrid nicht
verknipft: Als eigenstéandige Aktiengesellschaft, die einen Bundesauftrag erfullt, nimmt
Swissgrid ihre Aufgaben unabhangig ihrer Eigentimerstruktur wahr. Wenn die aktuelle
Zuweisung von Entscheidbefugnissen und Verantwortung fur die staatliche Aufgabener-
fullung angeschaut werden soll, soll dies aus Sicht der Arbeitsgruppe ausserhalb des
Entflechtungsprojekts geschehen.

Pronovo AG

Das BFE stosst in der Wahrnehmung seiner Aufsicht tiber Pronovo AG an gewissen
Grenzen. De facto uben die Kantone keine Kontrolle Gber Pronovo AG aus. Da es sich
hier nicht um Entflechtungs-, sondern um Governance-Fragen handelt, schlagt die Ar-
beitsgruppe vor, diese ausserhalb des Entflechtungsprojekts zu behandeln.

Gebaude- und Impulsprogramm

Gemass einem Bericht des Bundesrates vom September 2014 (Bericht NFA) respektiert
das Gebaudeprogramm die NFA-Prinzipien der Subsidiaritat und der fiskalischen Aquiva-
lenz sowie die Kompetenzen der Kantone durch eine «austarierte Verteilung von Zustan-
digkeiten und Finanzierungslast». Diese Haltung hat der Bundesrat im Jahr 2018 in einem
Bericht in Erflllung der Motion 13.3363 — trotz Kritik der Kantone im Hinblick auf den
Steuerungsanspruch des Bundes — bestétigt. Das nationale Interesse des Bundes ist mit
dem Klima- und Innovationsgesetz (KIG), in dem das Netto-Null-Ziel bis 2050 (Art. 3 KIG)
sowie Richtwerte fur die Emissionsreduktion im Gebaudesektor (Art. 4 Abs.1 Bst. a KIG)
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https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2012/20123412/Bericht%20BR%20D.pdf
file:///C:/Users/VeroniqueBittner-Pri/AppData/Local/Microsoft/Windows/INetCache/Content.Outlook/5MXNJ00Q/Bericht%20vom%2028.%20September%202018%20in%20Erfüllung%20der%20Motion%2013.3363

verankert sind, gestarkt worden, auch wenn der Energieverbrauch in Gebauden verfas-
sungsrechtlich «vor allem» in die Zustandigkeit der Kantone fallt.

Beim Impulsprogramm ist das Prinzip der fiskalischen Aquivalenz insofern gegeben, als
dass der Bund Vorgaben macht und das Programm finanziert (die Férderung durch den
Bund ist nicht an eine Férderung durch die Kantone gekniipft). Hingegen ist die Subsidi-
aritat weniger klar erfillt als beim Gebaudeprogramm. Mit Blick auf die Verfassungsmas-
sigkeit kann das Impulsprogramm aus Sicht des Bundes auf den Umweltartikel der BV
(Art. 74) abgestitzt werden. Allerdings «beisst» sich die Ausgestaltung des Programms
mit Art. 89 Abs. 4 BV, wonach fir Massnahmen, die den Verbrauch von Energie in Ge-
bauden betreffen, «vor allem» die Kantone zustandig sind. Aus kantonaler Sicht steht das
Impulsprogramm deshalb im klaren Widerspruch zur verfassungsmassigen Kompetenz-
verteilung im Gebaudesektor.

Das Gebaudeprogramm und das Impulsprogramm wurden ins Entlastungspaket 27 auf-
genommen. Das Entlastungspaket wurde in der Wintersession 2025 vom Standerat be-
raten und wird im Frihling vom Nationalrat behandelt. Daher empfiehlt die Arbeitsgruppe,
den Abschluss der parlamentarischen Beratungen abzuwarten und die Uberpriifung der
beiden Programme im Rahmen des Entflechtungsprojekts vorlaufig auszusetzen.

EnergieSchweiz

Da Angelegenheiten im Zusammenhang mit Gemeinden und Gebauden grundsatzlich in
kantonale Kompetenz fallen (Art. 50 Abs. 1 und 89 Abs. 4 BV), wurde diskutiert, ob die
Erfullung bestimmter Aufgabenbereiche (namentlich Férderprojekte flir Gemeinden so-
wie an private Haushalte gerichtete Informationskampagnen im Gebaudebereich) durch
die Kantone sinnvoll ware. Die Arbeitsgruppe kam zum Schluss, dass eine solche Teil-
dezentralisierung keine ausreichenden Vorteile bieten wirde, aber eine Reihe von Risi-
ken. Diese Stossrichtung wurde deshalb nicht weiterverfolgt.

2. Mogliche Varianten

Aus den unter Ziff. 1.4 «Probleme/Herausforderungen» dargelegten Griinden wurden
keine Varianten gepruft.

3. Wairdigung und Empfehlungen

Die Arbeitsgruppe erachtet eine Vertiefung der Bereiche Rettungsschirm, Swissgrid AG
und Pronovo AG im Rahmen des Projekts «Entflechtung 27» als nicht angezeigt (siehe
Ziff. 1.4 oben).

Beim Gebaude- und Impulsprogramm schlagt die Arbeitsgruppe vor, die parlamentari-
schen Beratungen zum Entlastungspaket abzuwarten. Sobald der entsprechende Ent-
scheid der eidgendssischen Rate vorliegt, kann geprift werden, ob dieses Thema zur
Vertiefung in der zweiten Phase des Entflechtungsprojekts vorgeschlagen werden soll.
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Im Bereich EnergieSchweiz empfiehlt die Arbeitsgruppe, am Status Quo festzuhalten.
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